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Schweiz

Der Verkehr soll verteuert werden
Mobilität Zug hat Mobility-Pricing getestet - in der Theorie. Der Präsident der Grünliberalen fordert nun
die Umsetzung in die Praxis, notfalls mit freiwilligen Probanden.

Gregor Poletti

Der Bund müsse endlich wegvon
der bisherigen Asphalt- und Be-

tonpolitik kommen, ist Jürg Gros-
sen überzeugt. Den Präsidenten

der GLP ärgert, dass der Bund
beim Mobility-Pricing nicht vom
Fleck kommt. Tatsächlich geht es
nur sehr schleppend vorwärts mit
einer Verkehrslenkung, die beim

Portemonnaie ansetzt.

Das Prinzip wäre einfach: Wer
viel und auf beliebten Strecken
zu Stosszeiten unterwegs ist,

zahlt mehr. Wer in Randzeiten

und auf Nebenrouten unterwegs

ist, weniger. Das soll Autofahrer

wie auch OV-Benutzer betreffen.

Zuerst suchte der Bund eine Re-

gion, die Mobility-Pricing testet
- vergeblich. Schliesslich konn-

te mit dem Kanton Zug verein-

bart werden, dass dieser zumin-

dest mittels eines Theoriemo-

dells Mobility-Pricmg evaluiert.
Die Machbarkeitsprüfung liegt

inzwischen vor, aber noch äus-

sert sich das Bundesamt für
Strassen nicht. «Vor einer ab-

schliessenden Beurteüung sind

weitere Fragen zu Mären, etwa

zu den finanziellen Auswirkun-

gen auf die Haushalte», sagt

Sprecher Thomas Rohrbach. Es

sei geplant, dass der Bundesrat
noch dieses Jahr über das weite-

re Vorgehen entscheide.

Probanden gesucht

SP-Verkehrsministerin Simonet-

ta Sommarugawird somit kaum

vor den Wahlen Stellung bezie-
hen müssen. Beobachter gehen

davon aus, dass sie das Dossier

bewusst nicht forciert, weil ein

Umsetzungsvorschlag heftigen
Widerstand provozieren dürfte.

Doch Grossen will nicht war-

ten: Er wird eine parlamentari-

sehe Initiative einreichen, die die
Einführung von Mobility-Pricing
fordert. «Ideal wäre es, wenn in

drei bis vier Jahren mit einer ers-

ten Phase gestartet werden
könnte.» Wie diese aussehen

könnte, klärt die Verwaltung: Die
Verkehrskommission des Natio-
nalrats hat einem entsprechen-

den Antrag von Grossen zuge-

stimmt. Damit soll eruiert wer-

den, wie Mobility-Pricing mit
freiwüligen Probanden durchge-
führt werden kann.

Der Kanton Zug hat Mobility-Pricing mit einem Theoriemodell getestet. Das Ergebnis wurde noch nicht publik gemacht. Foto: Sabina Bobst

Unterstützung erhält Grossen aus

der Wissenschaft. Thomas Sau-

ter-Servaes, Mobüitätsforscher

an der Zürcher Hochschule für
angewandte Wissenschaften

(ZHAW), plädiert ebenfalls für die
Einführung von Mobility-Pricing:
«Die Schweiz mit ihrem tollen
Angebot an 0V ist geradezu prä-
destiniert dafür.» Wenn man eine

nachhaltige Verkehrsform wolle,
müsse man an den Geldbeutel

der Leute gehen. Damit es nicht

zu einer Benachteüigungvonwe-

niger Begüterten komme, sollte
man via Steuerpolitik korrigie-
rend eingreifen.

Für die Einführung von Mobi-
lity-Pricing schlägt Sauter-Serva-

es vor, mit Meinen Preiserhöhun-

gen zu beginnen: «Das hätte noch

nicht den gewünschten Len-

kungseffekt, würde aber viel zur
Akzeptanz beitragen.» Zudem

mache es in der Meinräumigen

Schweiz Sinn, Mobflity-Pricmg
flächendeckend einzuführen.

Widerstand absehbar

Die Städte würden sich nicht ge-
nerell gegen die Einführung von
Mobility-Pricing sperren, sagt

Kurt Fluri, Präsident des Städte-
verbands. Aber man dürfte es

nicht lokal begrenzen, und es

sollte sich auch nicht auf einVer-

Teilweise schon Realität

Mobility-Pricing ist im OVteilwei-
se schon Realität: 2018 verkauf-
ten die SBB über fünf Millionen
Sparbillette, an Spitzentagen
rund 30 000. Die Sparbillette
haben eine Lenkungswirkung

auf schwach ausgelastete Züge.

Jeder vierte Kunde änderte
deswegen seine Reisezeit.
Anders sieht es beim Individual-

verkehr aus: Hier müssten neue

Systeme eingeführt werden,
welche die Autofahrten erfassen
und je nach Zeit und Ort eine
Abgabe erheben würden. Dafür

gibt es unterschiedliche Möglich-
keiten: etwa die Erfassung des
Autos via Funk- oder Satelliten-

maut. In Erwägung gezogen

werden auch Geräte, die ähnlich

wie bei der Leistungsabhängigen
Schwerverkehrsabgabe ins
Gefährt eingebaut werden. Jürg
Grossen kann sich auch vorstel-

len, dies über eine App zu lösen.

Sicher ist, dass die Einführung
solcher Systeme datenschutz-

technisch herausfordernd ist -

und wohl auch eine Volksabstim-

mung nach sich ziehen würde. (gr)

kehrsmittel beschränken. Doch

so weit ist man noch lange nicht:

Der Widerstand dürfte gross sein.
Besonders heftig ist er bei der
SVP, die im Mobility-Pricmg
einen mittelalterlichen Strassen-

zoll im grünen Mäntelchen sieht.
SVP-Fraktionschef Thomas

Aeschi rechnet vor, was dies kos-

ten dürfte: Bei einer Verteuerung

von 10 Rappen pro Kilometer
müssten Autofahrer bei 10000
zurückgelegten Kilometern
1000 Franken an Stassenabga-

ben entrichten: «Das trifft vor al-

lern tiefere Einkommen, Fami-

lien, Pendler und das Gewerbe.»

Aeschis Zahlen dürften realis-
tisch sein. Ein Insider der Zuger
Studie hält eine Abgabe von
6 Rappen pro Strassenkilometer
sowie eine Preisverdoppelung
während der Stosszeiten auf
stark frequentierten Abschnitten
für wahrscheinlich, um die Ver-

kehrsspitzen zu brechen.

SVP-Kampagne
sorgt für Kritik -
auch parteiintern

Werbung Es ist ein drastisches
Bild, das die SVP als Sujet für üire
neuste Wahlkampagne verwen-

det: Unter der Überschrift «Sol-
len Linke und Nette die Schweiz
zerstören?» ist ein Apfel zu sehen,

der von fünf Würmern zerfressen

wird. Die Würmer tragen die Par-

teifarben der politischen Gegner
und die EU-Flagge. Kaum war das

Sujet gestern auf den sozialen
Netzwerken verbreitet worden,

hagelte es Kritik. «Die Büdspra-

ehe zeigt deutlich, wie wenig die
heutige SVP von traditionellen
schweizerischen Werten wie An-

stand und Respekt hält», twitter-

te GLP-Nationalrat Beat Flach.

Aber auch SVP-Mitglieder äus-
serten sich kritisch - am klarsten
Pentti Aellig, Ex-Präsident der
SVP Schaffhausen und National-
ratskandidat. An die Adresse von

Parteichef Albert Rösti twitterte
er: «In Schaffhausen haben wir

auch deshalb einen SVP-Wähler-

anteil von 35 Prozent, weil wir auf

solche Plakate verzichten. Denk

an all die überparteüichen Kom-
missionen und Listenverbindun-

gen - und stoppe dieses Sujet.»

Der Zürcher SVP-Nationalrat

Claudia Zanetti twitterte: «Das
auf dem Bild sind weder Linke
noch Nette. Das ist Gewürm, das

man ausrottet. Was versprecht ihr

euch von dieser unsäglichen Büd-
Sprache? Wer soll einen da noch

ernst nehmen?» Und der Luzer-

ner SVP-Nationalrat Franz Grü-

ter sagte: «Die Botschaft kommt
zwar klar zum Ausdruck. Aber es

gäbe eine bessere Büdsprache,

um sie zu transportieren.»

«Kreislauf der Natur»

Werner Salzmann, SVP-National-

rat und Präsident der SVP Bern,
erklärte, er verstehe, dass das Pla-

kat auf Kritik stossen könne,

wenn man die Würmer als Unge-

ziefer interpretiere. «Für mich

sind das aber keine Ungeziefer,

sondern Lebewesen, die zum

Kreislauf der Natur gehören.»

Wichtig sei die Botschaft: Das
Rahmenabkommen bedrohe die
Schweizer Souveränität, undAus-

wüchse der Klimadebatte könn-
ten der Wirtschaft grossen Scha-
den zufügen.

Parteichef Albert Rösti sagte
derweü dem «SonntagsBlick»:
«Der schöne SchweizerApfelwird
tatsächlich ausgehöhlt.» Nie-
mand ausser der SVP unterneh-

me etwas gegen das Rahmenab-

kommen, höhere Steuern und die

Zuwanderung. (daf)

«Es braucht ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung»
Schule Dagmar Rösler, neue höchste Lehrerin der Schweiz, hält die vorschulische Ausbildung für vernachlässigt.
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Ein Drittel aller Primarschüler
spricht laut einem Bericht der
«SonntagsZeitung» kein
Deutsch zu Hause. Wie gross

ist das Problem?
Es ist nicht überall gleich gross.
Im städtischen Umfeld tritt das
Problem verschärfter auf als in
ländlichen Gebieten. Die vor-

schulische Ausbildung in der
Schule wurde bisher vernachläs-

sigt. Das zeigt sich Jetzt, da die
Einwohnerzahl und der Auslän-

deranteil in der Schweiz weiter-

wachsen. Das spürt die Schule.

Was also tun?

Der Verband Lehrerinnen und

Lehrer Schweiz (LCH) fordert
schon lange mehr Unterstützung
bei Kindern, die überwenige oder
keine Deutschkenntnisse verfü-
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gen oder sozial vernachlässigt
sind. Bereits 2013 hat der LCH
dazu ein Positionspapier veröf-

fentlicht. Das Basier Projekt hat
Vorbildcharakter. Kinder, die zu

Hause kein Deutsch sprechen,

werden vor dem Kindergarten er-

fasst und ihre Sprachkenntnisse
spielerisch verbessert.

Im Moment entscheidet jeder
Kanton selber, wie er Kinder

sprachlich fördert.

Und das ist ein Teü des Problems.

In der Frühförderung funktio-
niert der Föderalismus nur be-

dingt. Immer mehr Kantone mer-

ken, dass sie etwas unternehmen

müssen, und dann beginnen oft

die Schwierigkeiten. An vielen
Orten ist nicht klar, ob das eine
Aufgabe der Gemeinde oder des

Kantons ist, man redet zu wenig

oder gar nicht miteinander. Dar-

um muss der Bund den Lead

übernehmen. Es braucht ein

schweizweites Obligatorium für
eine Frühförderung analog dem
Basier Modell, das sehr gute Re-

sultate erzielt.

Soll der Staat Kinder schon ab
dem Jahre 0 vermessen?

Es geht nicht darum, «Staatskin-

der» zu schaffen. Es brauchen ja

nicht alle Unterstützung, und

nicht jedes Kind soll mit einem
halben Jahr in die Tagesstätte.
Wir müssen jedoch jene Kinder
erreichen, die nicht die Möglich-

keit haben, sich richtig auf unser
Büdungssystem vorzubereiten. Je

früher man bei Kindern inves-

tiert, die sozial vernachlässigt

sind oder kein Deutsch sprechen,

desto mehr spart man später. Na-

türlich gibt es auf Primarstufe die
Möglichkeit, Kinder heilpädago-
gisch zu unterstützen oder sie in

DAZ-Lektionen (Deutsch als

Dagmar Rösler

ist seit August
Präsidentin des
Dachverbandes der

Schweizer Lehrerinnen

und Lehrer (LCH).

Zweitsprache) zu schicken. Doch

dann ist es oft schon zu spät, und

die Lücken können nicht mehr
geschlossen werden.

Pünktlich zum Schulbeginn
fordern die Zürcher Lehrer

erneut kleinere Klassen. Sie

wollen die Richtgrösse von 25
auf 20 senken. Macht das Sinn?

Das macht aus mehreren Grün-

den Sinn. Seit wir integrative

Klassen haben, und mit der Zu-

nähme von fremdsprachigen

Schülern, ist die Spannweite in
den einzelnen Klassen viel grös-

ser geworden. Das heisst über-

setzt: Lehrerinnen und Lehrer

brauchen mehr Zeit für den ein-

zelnen Schüler - und können da-

rum bei den aktuellen Klassen-

grössen unmöglich allen Kindern
gerecht werden. Nur weil die

Klassen kleinerwerden, arbeiten

wir Lehrerinnen Ja nicht weniger.

Aber in kleineren Klassen haben
wir mehr Zeit für die einzelne
Schülerin und den einzelnen
Schüler.

Der Vorschlag würde bedeuten,
dass es im Kanton Zürich 1000
zusätzliche Lehrer in 900
zusätzlichen Klassen brauchen

würde.

Der Bildungsbericht sagt klar vo-
raus, dass in den nächsten zehn

Jahren die Zahl der Schüler in der
Schweiz um über 100 000 anstei-
gen wird, da geburtenstarke Jahr-

gange in die Schule kommen.

Dazu braucht es mehr Lehrper-

sonen und Schulräume. Integra-

ave Arbeit in der Schule braucht
zusätzliche Lehrpersonen, da

diese Arbeit nur im Team geleis-

tet werden kann. Ich finde, der

Gewinn an Unterrichts qualität
für die einzelnen Kinder sollte
uns diese Investition wert sein.

Philipp Loser /


